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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Hauptausschusses am Donnerstag den 09.03.2017 um 
17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernförde, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, 
Sitzungsraum 169

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
16.02.2017

3. Anfragen von Mitgliedern des Hauptausschusses und 
der Fraktionsvorsitzenden

4. Jahresbericht 2016 Informationssicherheit und 
Datenschutz

VO/2017/108

5. Projektantrag  Diakonisches Werk des Kirchenkreises 
Rendsburg- Eckernförde  zur Förderung des 
Interkulturellen Mütterfrühstücks.

VO/2017/074

6. Zuschüsse für Integrationsprojekte; hier: Antrag des 
Nordkolleg: Modellhaftes integriertes Anschlussmodul 
an den Integrationskurs zur Vermittlung in den 
Arbeitsmarkt.

VO/2017/098

7. Schuldnerberatung nach dem SGB II und SGB XII; hier: 
Zustimmung zu den vom Kreistag unter Vorbehalt 
beschlossenen Erhöhungen der Haushaltsansätze

VO/2017/073

8. Verwaltungsangelegenheiten

9. Personalangelegenheiten

9.1. Personalbudget 2016; hier: Besetzung der durch die 
Politik bewilligten Stellen

VO/2017/076

9.2. Stellenbewertungen im Kreisvergleich VO/2017/088

9.3. Elternzeitvertretung der Gleichstellungsbeauftragten 
Frau Kempe-Waedt

VO/2017/086

10. Beteiligungsverwaltung

10.1. HanseWerk AG; hier: Entlastung des Aufsichtsrates VO/2017/101

10.2. Änderung der Gesellschaftsverträge der WFG VO/2017/102
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Infrastruktur GmbH, der WFG mbH & Co. KG sowie der 
WFG Verwaltungsgesellschaft mbH

10.3. Änderung der Gesellschaftsverträge der 
Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-Eckernförde 
mbH, der AWR BioEnergie GmbH und der AWZ 
Betriebsgesellschaft mbH

VO/2017/104
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 21.02.2017

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/108
öffentlich
21.02.2017
Fiedler, Nina
Fiedler, Nina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Jahresbericht 2016 Informationssicherheit und Datenschutz
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 

Nach der Besetzung der Stelle des Informationssicherheitsbeauftragten in 2015 liegt 
der erste gemeinsame Jahresbericht von behördlichem Datenschutzbeauftragten 
und Informationssicherheitsbeauftragtem vor und wird dem Hauptausschuss hiermit 
zur Kenntnis vorgelegt.

Mit der Installation des Informationssicherheitsbeauftragten hat der Kreis die Lücke 
zwischen IT-Anwendung und Datenschutz geschlossen. Die engen Verflechtungen, 
die zwischen Informationssicherheit und personenbezogenem Datenschutz 
notwendig sind, konnten jetzt gebildet werden und haben auch in hohem Maße die 
Arbeit in 2016 geprägt.

Informationssicherheit und Datenschutz tragen zur Rechtskonformität der 
Geschäftsprozesse und der Arbeitsfähigkeit auf organisatorisch-technischer Ebene in 
der Kreisverwaltung bei. Um die operative Ebene  so wenig wie möglich zu belasten, 
wird dabei ein hohes Maß an Aufmerksamkeit darauf gelegt, fertige, sofort 
umsetzungsfähige Konzepte zu entwickeln und den Organisationseinheiten zur 
Verfügung zu stellen.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
Jahresbericht 2016 Informationssicherheit und Datenschutz
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 01.02.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/074
öffentlich
30.01.2017
Wolf, Michael
Wolf, Michael

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Projektantrag des Diakonische Werk des Kirchenkreises Rendsburg- 
Eckernförde  zur Förderung des Interkulturellen Mütterfrühstücks.
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung
Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit beschließt nach Beratung

Der Hauptausschuss beschließt entsprechend der Empfehlung des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses..

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Das Diakonische Werk des Kirchenkreises Rendsburg- Eckernförde hat den  in der 
Anlage beigefügten Projektantrag gestellt. 

Michael Wolf

Anlage/n: 
Projektantrag des Diakonischen Werks
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 09.02.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/098
öffentlich
08.02.2017
Wolf, Michael
Wolf, Michael

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Zuschüsse für Integrationsprojekte
Antrag des Nordkolleg: Modellhaftes integriertes Anschlussmodul an 
den Integrationskurs zur Vermittlung in den Arbeitsmarkt.
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung
Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Soziales und Gesundheit beschließt nach Beratung

Der Hauptausschuss beschließt entsprechend der Empfehlung des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Das Nordkolleg Rendsburg hat den in der Anlage beigefügten Projektantrag gestellt.

Michael Wolf

Anlage/n: 
Antrag des Nordkollegs
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 30.01.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/073
öffentlich
27.01.2017
Radant, Uwe
Radant, Uwe

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Schuldnerberatung nach dem SGB II und SGB XII
- Zustimmung zu den vom Kreistag unter Vorbehalt beschlossenen 
Erhöhungen der Haushaltsansätze
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Sozial- und Gesundheitsausschuss Entscheidung
Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Bleibt der Beratung und Beschlussfassung des Sozial- und Gesundheitsausschusses 
vorbehalten

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde beschloss am 12.12.2016 unter 
dem Vorbehalt der noch zu erfolgenden Zustimmung des Sozial- und Gesundheits-
ausschusses und des Hauptausschusses, die Haushaltsansätze für die Schuldnerbe-
ratung im Rahmen des SGB XII (Teilplan 311 502) und SGB II (Teilplan 312 101) 
entsprechend dem als Anlage beigefügten gemeinsamen Antrag der CDU-, SPD-, 
FDP- und SSW-Kreistagsfraktion um je 3.900 € zu erhöhen. 
 
Die Schuldnerberatung hat zum Ziel, Leistungsberechtigten nach dem SGB II 
(Grundsicherung für Arbeitssuchende) und SGB XII (Sozialhilfe), die von Ver- oder 
Überschuldung betroffen sind, Hilfe bei der Überwindung ihrer Notlage zu gewähren 
sowie ihnen Handlungskompetenz zum angemessenen Umgang mit Schulden zu 
vermitteln. Daneben wird Schuldnerberatung als Präventionsleistung im Einzelfall für 
Menschen in Arbeit und im Rahmen der Daseinsfürsorge erbracht.

Bei den Leistungserbringern handelt es sich im Einzelnen um
a) die AWO Schleswig-Holstein gGmbH für den südwestlichen Bereich  

(Aukrug)
b) den Verein Lichtblick Schuldnerberatung e.V. für den südöstlichen Bereich  

(Bordesholm)

TOP 7.
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c) das Diakonische Werk  des Kirchenkreises Rendsburg – 
Ev. Beratungszentrum - für den Wirtschaftsraum Rendsburg  
(Rendsburg)

d) das Diakonie-Hilfswerk Schleswig-Holstein, Schuldnerberatung  
Eckernförde, für das Umland von Eckernförde (Eckernförde). 

Die Zusammenarbeit basiert seit 1997 auf einer Vereinbarung zwischen den vier 
Beratungsstellen und der Kreisverwaltung. Danach erhalten die Leistungserbringer 
leistungsgerechte Pauschalentgelte, die zuletzt im Jahre 2008 angepasst wurden. 
Eine Fachleistungsstunde wird mit 52,00 € vergütet. Im Rahmen der Einzelfallre-
gulierung sind mit dem Kreis seit 2008 für ein Jahr von den vier Leistungserbringern 
insgesamt höchstens 253.126,--€ abrechenbar, d.h., 4.868 Beratungsstunden. 
Erbracht wurden von den vier Beratungsstellen jährlich darüber hinaus gehende 
Beratungen in einem Umfang von:

Jahr Mehrstunden
2008 610
2009 946
2010 879
2011       1.067
2012 586
2013 206
2014 463

Die Entwicklung der Fallzahlen stellt sich nach den vorliegenden Verwendungs-
nachweisen wie folgt dar: 
 

Beratungsfälle Jahr

gesamt davon
neu in dem Jahr

2008 863 419
2009 874 445
2010 844 397
2011 786 420
2012 714 375
2013 712 346
2014 683 362
2015 717 367

Finanzielle Auswirkungen: 
7.800 €, die aber bereits im Haushaltsplan 2017 berücksichtigt sind

Anlage/n: 
Antrag der CDU-, SPD-, FDP- und SSW-Kreistagsfraktionen an den Kreistag für die 
Sitzung am 12.12.2016
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 20.02.2017

Mitteilungsvorlage

Federführend:
S 05 Stabsstelle Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/076
öffentlich
30.01.2017
Groeper, Sabine
Groeper, Sabine

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Personalbudget 2016;
Besetzung der durch die Politik bewilligten Stellen
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Beratung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 
Im Rahmen der Beschlussfassung zu den Haushalten 2015 und 2016  wurden 
verschiedene Stellen bewilligt, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten besetzt wurden. 

Der nachfolgenden Übersicht ist zu entnehmen, ab wann die Stellen besetzt wurden 
und welcher finanzielle Bedarf für die Maßnahmen entstanden ist. Mittel, die nicht 
benötigt wurden, fließen nicht in die Budgets der Fachbereiche und Stabsstellen ein. 
Bei befristeten Stellen wird sich der Bedarf jeweils entsprechend der Befristung in die 
Folgejahre verlagern.

 Fachbereich  Zentrale Dienste

2015/2016

Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Zentrale Dienste 1 Stelle IT-Service - Evaluierung I. Quartal 2017 70.000,00
Besetzung ab 01.09.2015; Bedarf 2016 -81.907,59

Umwelt-, Kommunal- 
und Ordnungswesen
Ab 2016:
Zentrale Dienste

1 Stelle Koordinierung der dezentralen Betreuung 
von Asylbewerberinnen/ Asylbewerbern auf 2 
Jahre befristet

55.000,00

Besetzung 0,5 ab 01.03.2015; Bedarf 2016 -32.475,73
Besetzung 0,5 ab 01.05.2015; Bedarf 2016 0
Besetzung 0,5 ab 01.11.2015; Bedarf 2016
(Nachbesetzung der ab 01.05.2015 besetzten 

-30.556,44

TOP 9.1
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Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Stelle)
Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen
Ab 2016:
Zentrale Dienste

1,5 Stellen im Bereich Koordinierungsstellen zur 
integrationsorientierten Aufnahme von 
Flüchtlingen (Gegenfinanzierung aufgrund 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung von Koordinierungsstellen zur 
integrationsorientierten Aufnahme von 
Flüchtlingen durch das Land befristet bis 
30.06.2018) 

82.500,00

Besetzung 1,0 ab 01.01.2016; Bedarf 2016 -48.901,84
Besetzung 0,5 ab 01.01.2016; Bedarf 2016 -29.552,17

Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen
Ab 2016:
Zentrale Dienste

1 Stelle fachbereichsübergreifende Koordinierung 
für Flüchtlingsfragen (Umwandlung einer Stelle, 
Berücksichtigung des Differenzbetrages zur 
bisherigen Veranschlagung) (HA 12.11.2015)

38.300,00

Besetzung 0,5 ab 01.04.2016/ 1,0 ab 01.07.2016; 
Bedarf 2016

-56.846,51

Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen
Ab 2016:
Zentrale Dienste

1 Stelle für die Koordinierungsstelle zur 
integrationsorientierten Aufnahme von 
Flüchtlingen (HA 12.11.2015) – Befristung für 2 
Jahre

59.800,00

Die Stelle wurde nicht besetzt 0

Nicht benötigte Mittel 25.359,72

Insgesamt bewilligte Mittel für Fachbereich 
Zentrale Dienste

305.600,00

Benötigte Mittel -280.240,28
Nicht benötigte Mittel 25.359,72

Fachbereich Umwelt, Kommunal- und Ordnungswesen

2015/2016

Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Umwelt-, Kommunal- 
und Ordnungswesen

1 Stelle Verwaltungskraft zur Verstärkung der 
Ausländerbehörde auf 2 Jahre befristet

55.000,00

Besetzung ab 01.02.2015; Bedarf 2016 -44.652,46
Umwelt-, Kommunal- 
und Ordnungswesen

1 Stelle Techniker/Technikerin Untere 
Naturschutzbehörde

60.000,00

Besetzung ab 01.09.2015; Bedarf 2016 -51.409,97
Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen

1 Stelle Einführung und Betrieb des Digitalfunks 38.200,00

Besetzung ab 09.05.2016; Bedarf 2016 -36.288,15
Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen

1 Stelle für die Leitung der Fachgruppe 
Zuwanderung (HA 12.11.2015)

76.600,00

Besetzung ab 01.08.2015 -31.10.2016; Bedarf 
2016

-61.570,77

TOP 9.1
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Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Besetzung ab 01.11.2016 ohne FGL-Tätigkeiten; 
Bedarf 2016

-11.358,85

Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen

3 Stellen für die Sachbearbeitung 
Asylrecht/Aufenthaltsrecht (HA 12.11.2015) – 
Befristung für 2 Jahre

152.800,00

Besetzung ab 01.01.2016; Bedarf 2016 -46.240,51
Besetzung ab 01.01.2016 – 31.08.2016; Bedarf 
2016 

-27.898,34

Besetzung ab 01.10.2016; Bedarf 2016 -11.280,01
Besetzung 01.01.2016 – 15.06.2016; Bedarf 2016 -18.893,62
Besetzung ab 11.07.2016; Bedarf 2016 -21.444,69

Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen

2 Stellen für die Koordinierung der Verteilung von 
Flüchtlingen auf die gemeindliche Ebene und die 
Unterstützung der Fachgruppe im Bereich der 
Aktenführung (HA 12.11.2015) – Befristung für 2 
Jahre

88.200,00

Besetzung 01.11.2015 – 30.06.2016; Bedarf 2016 -16.813,22
Besetzung ab 01.07.2016; Bedarf 2016 -22.422,67
Besetzung ab 01.11.2015; Bedarf 2016 -46.281,90

Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen

Umwandlung von Sach- in Personalkosten für 
Koordination der Verwendung der 
Ausgleichsgelder für Windkraftanlagen (HA 
03.12.2015)

25.000,00

Besetzung ab 01.02.2016 Stundenerhöhung von 
19,5 Std. auf 29,694 Std.; Bedarf 2016

-20.341,56

Umwelt, Kommunal- 
und Ordnungswesen

2 Stellen Rückkehrberatung für Flüchtlinge (1 
Stelle unbefristet sofort, 2. Stelle Freigabe nach 
Evaluation durch Hauptausschuss (HA 
03.12.2015)
Anmerkung: Eine zu Beginn des Jahres 
erfolgte Stellenausschreibung war mangels 
geeigneter Bewerberinnen und Bewerber 
nicht erfolgreich.
Die erste Stelle konnte im Zuge der 
umfassenden Umorganisation des 
Fachdienstes Zuwanderung erst nach 
erfolgter Neubewertung (EG 9) zum 01.09.2016 
qualifiziert besetzt werden. Eine für die 
Freigabe der zweiten Stelle erforderliche 
Evaluation war damit 2016 noch nicht 
möglich. 

130.000,00

Besetzung ab 01.09.2016, Bedarf 2016 -19.036,65
Nicht benötigte Mittel 169.866,63

Insgesamt bewilligte Mittel für Fachbereich 
Umwelt, Kommunal- und Ordnungswesen

625.800,00

Benötigte Mittel -455.933,37
Nicht benötigte Mittel 169.866,63

TOP 9.1
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Fachbereich  Jugend und Familie

2015/2016

Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Jugend und Familie 0,5 Stelle Aufbau einer pädagogischen 
Fachberatung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in den Kindertagesstätten des Kreises 
- Finanzierung aus übertragenen Mitteln des 
Landes – Sperrvermerk

27.700,00

Nach Mitteilung von Herrn Schmidt kann der 
Aufbau einer pädagogischen Fachberatung 
Kindertagesstätten nicht realisiert werden. 
Voraussetzung war eine Finanzierung aus 
übertragenen Mitteln des Landes. Hierzu sollte 
eine Abstimmung mit den Gemeinden erfolgen. 
Eine Zustimmung zu der geplanten Maßnahme 
konnte nicht erzielt werden.

0,00

Jugend und Familie 1 Stelle Koordinierung, Betreuung und fachliche 
Förderung der Schulsozialarbeit sowie der 
Zusammenarbeit zwischen Schule und 
Jugendhilfe – Finanzierung aus übertragenen 
Mitteln des Landes – Sperrvermerk

55.500,00

Besetzung ab 01.11.2015; Bedarf 2016 -65.662,98
Jugend und Familie 1 Stelle Amtsvormundschaften (HA 05.11.2015) – 

Befristung für 2 Jahre
55.000,00

Besetzung 0,5 Stelle  ab 01.01.2016; Bedarf 2016 -26.449,67
Besetzung 0,5 Stelle ab 01.04.2016;Bedarf 2016 -25.242,70

Jugend und Familie 1 Stelle Amtsvormundschaften (HA 12.11.2015) – 
Befristung für 2 Jahre 

55.000,00

Von den 2 bewilligten Stellen für die 
Amtsvormundschaft ist 1 Vollzeitstelle besetzt. 
Anmerkung: Bei den Vormundschaften 
wurden pro Mitarbeiter/in 50 Fälle vorgesehen. 
Die aktuelle Fallzahl beträgt 46. Besetzt ist 
eine Vollzeitstelle.

0,00

Jugend und Familie 2,5 Stellen Bezirkssozialarbeit (HA 05.11.2015) – 
Befristung für 2 Jahre

143.400,00

Besetzung 0,5 Stelle ab 17.08.2015; Bedarf 2016 -24.692,17
Besetzung 0,25 Stelle ab 01.01.2016; Bedarf 
2016

-17.535,52

Besetzung 1,0 Stelle ab 15.01.2016; Bedarf 2016 -55.492,93
Jugend und Familie 1 Stelle Bezirkssozialarbeit (HA 12.11.2015) – 

Befristung für 2 Jahre
57.200,00

Von den 3,5 bewilligten Stellen sind 1,75 Stellen 
besetzt.
Anmerkung: In der Bezirkssozialarbeit wurde 
pro Mitarbeiter/in eine Fallzahl von 100 Fällen 
zugrunde gelegt. Die Zahl der Fälle betrug im 
vergangenen Jahr 339. Laufende Fälle im 

0,00

TOP 9.1
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Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Schnitt 165. Aktuell werden 152 Fälle 
bearbeitet.
Die entspricht einem rechnerischen 
Personalbedarf von 1,6 Stellen. Besetzt sind 
1,75 Stellen. 

Jugend und Familie 0,5 Stelle Wirtschaftliche Jugendhilfe 
(05.11.2015) – Befristung für 2 Jahre

22.100,00

Besetzung 0,5 Stelle ab 01.02.2016; Bedarf 2016 -23.065,32
Jugend und Familie 0,5 Stelle Wirtschaftliche Jugendhilfe (HA 

12.11.2015) – Befristung für 2 Jahre 
22.100,00

Besetzung 0,5 Stelle ab 01.08.2016; Bedarf 2016 -21.857,19
Nicht benötigte Mittel 160.464,5

Insgesamt bewilligte Mittel für Fachbereich 
Jugend und Familie

438.000,00

Benötigte Mittel -259.998,48
Nicht benötigte Mittel 178.001,52

Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit

2016

Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

0,5 Stelle Soziale Sicherung (HA 12.11.2015) – 
Befristung für 2 Jahre 

25.000,00

Besetzung 0,5 Stelle 01.01.-30.04.2016; Bedarf 
2016

-12.426,01

Besetzung 0,5 Stelle ab 01.05.2016; Bedarf 2016 -15.092,42
Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

0,5 Stelle Arzt/Ärztin Gesundheitsdienste (HA 
12.11.2015) – Befristung für 2 Jahre

41.000,00

Besetzung 0,5 Stelle seit 07.03.2016 mit 15 
Std./ab 17.10.2016 mit 19,5 Std.; Bedarf 2016

-21.002,92

Nicht benötigte Mittel 17.478,65

Insgesamt bewilligte Mittel für Fachbereich 
Soziales, Arbeit und Gesundheit 

66.000,00

Benötigte Mittel -48.521,35
Nicht benötigte Mittel 17.478,65

Fachbereich Regionalentwicklung, Bauen und Schule

2015/2016

Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Regionalentwicklung, 
Bauen und Schule

0,5 Stelle Umsetzung der Neufassung der 
Landesverordnung über die Bildung von 

21.000,00

TOP 9.1



                                                           Seite: 6/6

Fachbereich Maßnahme Betrag in 
Euro

Gutachterausschüssen und die Ermittlung von 
Grundstückswerten
Besetzung 01.01.-31.07.2016; Bedarf 2016 -11.936,97
Besetzung ab 01.07.2016; Bedarf 2016 -12.464,77

Regionalentwicklung, 
Bauen und Schule

1 Stelle Demografischer Wandel 
(Daseinsvorsorge/Kreisentwicklungsplanung) auf 
3 Jahre befristet

55.000,00

Besetzung 01.01.-31.07.2016; Bedarf 2016 -26.536,70
Besetzung ab 16.11.2016; Bedarf 2016 -5.289,16

Regionalentwicklung, 
Bauen und Schule

0,5 Stelle Schülerbeförderung und ÖPNV - 
Finanzierung aus Mitteln des Bildungstarifs

30.000,00

Besetzung 01.01.-31.07.2016; Bedarf 2016 -11.936,92
Besetzung ab 01.09.2016; Bedarf 2016 -8.573,47
Nicht benötigte Mittel 29.262,01

Insgesamt bewilligte Mittel für Fachbereich 
Regionalentwicklung, Bauen und Schule 

106.000,00

Benötigte Mittel -76.737,99
Nicht benötigte Mittel 29.262,01

Zusammenfassung

Insgesamt bewilligte Mittel 1.541.400,00
Benötigte Mittel -1.121.431,47
Nicht benötigte Mittel 419.968,53

 

Finanzielle Auswirkungen: 
Siehe Sachverhalt

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 20.02.2017

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/088
öffentlich
02.02.2017
Fiedler, Nina
Fiedler, Nina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Stellenbewertungen im Kreisvergleich
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Es wurde ein Vergleich der Stellenplanquerschnitte für das Haushaltsjahr 2016 
zwischen allen schleswig-holsteinischen Kreisen angestellt.
Der Vergleich zeigt keine Auffälligkeiten in Bezug auf Beamten- und TVöD-Stellen 
hinsichtlich der Stellenbewertungen des Kreises Rendsburg-Eckernförde.
Bei den Stellen im TVSuE zeigt sich, dass es beim Kreis Rendsburg-Eckernförde im 
Gegensatz zu den meisten anderen Kreisen keine Stellen in der Tarifgruppe S 17 
gibt. Eine Überprüfung wurde veranlasst.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
Vergleich der Stellenplanquerschnitte
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 02.02.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/086
öffentlich
02.02.2017
Fiedler, Nina
Fiedler, Nina

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Elternzeitvertretung der Gleichstellungsbeauftragten Frau Kempe-
Waedt
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Beschluss nach Beratung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Die Gleichstellungsbeauftragte Frau Kempe-Waedt wird zeitnah Elternzeit 
beantragen oder hat zum Zeitpunkt der Sitzung gegebenenfalls schon Elternzeit 
beantragt. Damit keine zeitliche Verzögerung eintritt, wird der Hauptausschuss schon 
jetzt um Zustimmung zum Ausschreibungsverfahren einer Elternzeitvertretung 
gebeten. In Anbetracht der Befristung werden strukturierte Auswahlgespräche, 
welche von der Verwaltung durchgeführt werden, vorgeschlagen. 
Es wird um Beratung gebeten, ob eine Teilnahme von Politik an den 
Auswahlgesprächen gewünscht wird.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
Ausschreibungstext
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Stellenausschreibung 
 
 
Beim Kreis Rendsburg-Eckernförde ist ab sofort die Stelle der  
 

Gleichstellungsbeauftragten 
 

zu besetzen. Es handelt sich um eine befristete Stelle nach Entgeltgruppe 11 TVöD zur 
Elternzeitvertretung bis vorrausichtlich zum xx.xx.2018. 
 
Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Aufgabe, zur Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen beizutragen. Zu ihren Aufgaben gehören hierbei insbesondere: 
  

 Mitwirkung bei Vorhaben, Entscheidungen, Programmen und Maßnahmen, die 
Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter haben, 

 Beteiligung an Personalangelegenheiten des Kreises, 

 Entwicklung gleichstellungsrelevanter Maßnahmen und Projekte, 

 Unterstützung und fachliche Beratung der Verwaltungsleitung, der Beschäftigten 
des Kreises und der politischen Gremien bei gleichstellungsrelevanten Fragen, 

 Kontaktpflege und Zusammenarbeit mit verschiedenen Institutionen, Betrieben, 
Behörden, Vereinen und Gruppen zur Verbesserung der Chancengleichheit. 

 Information und Beratung von Bürgerinnen und Bürger in Gleichstellungsfragen, 
und Vermittlung von spezifischen Hilfs- und Beratungsangeboten, 

 
Voraussetzung für eine Bewerbung ist ein Studienabschluss in einem dem Aufgaben-
gebiet dienlichen Fach, wie Soziologie, Sozial-, Rechts-, Erziehungswissenschaft bzw. 
Betriebswirtschaft. Sie verfügen bereits über mindestens 3-jährige praktische Erfahrung 
in der politischen Gleichstellungsarbeit. Darüber hinaus sollten Sie bereits Erfahrung in 
der Netzwerkarbeit und Kenntnisse und Erfahrung im Bereich der öffentlichen Verwal-
tung haben. Erfahrung in der Gremienarbeit sowie erste Führungserfahrung sind wün-
schenswert.  
Sie verfügen über ein hohes Maß an Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit sowie 
Einfühlungsvermögen, Verhandlungsgeschick und Konfliktfähigkeit. Sie sollten die Fä-
higkeit besitzen, Defizite im Bereich der Gleichstellung von Frauen und Männern zu er-
kennen und entsprechende Strategien zu entwickeln.  
Sicherer Umgang mit der EDV, insbesondere MS-Office (Word, Excel, Outlook), wird 
ebenfalls vorausgesetzt. 
 
Bewerbungen von Frauen mit Behinderungen werden im Rahmen der Regelungen des 
SGB IX vorrangig berücksichtigt. 
 
Die Stelle ist grundsätzlich auch teilzeitgeeignet. 
 
Wenn Sie diese anspruchsvollen, vielseitigen und interessanten Aufgaben übernehmen 
möchten, die für die Stelle erforderliche Eignung, Befähigung und fachliche Leistung 
besitzen, richten Sie bitte Ihre Bewerbung in Papierform bis zum   …  an den Kreis 
Rendsburg-Eckernförde, Fachdienst Personal, Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg. Für 
weitere Auskünfte steht Ihnen Frau Nina Fiedler (Tel. 04331-202347) gern zur Verfü-
gung. 
 
Rendsburg, den xx.xx.2017 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 17.02.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.5 Kommunalaufsicht und 
Feuerwehrwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/101
öffentlich
14.02.2017
Behrens, Klaus
Behrens, Klaus

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

HanseWerk AG 
Entlastung des Aufsichtsrates
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Landrat als Vertreter des Kreises in der Hauptversammlung der HanseWerk AG 
wird angewiesen, dem Beschlussvorschlag zur Entlastung des Aufsichtsrates 
zuzustimmen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde ist über seine Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
mit einem Anteil von rd. 4,2% an der HanseWerk AG beteiligt. In der 
Hauptversammlung am 27.04.2017 soll u. a. über die Entlastung des Aufsichtsrates 
für das Geschäftsjahr 2016 beschlossen werden. Der Kreis Rendsburg-Eckernförde 
wird in der Hauptversammlung durch den Landrat vertreten, der auch Mitglied des 
Aufsichtsrates ist. Die gleichzeitige Mitgliedschaft in beiden Organen ist zwar 
rechtlich nicht angreifbar, kann aber, wie im Fall der Beschlussfassung über die 
Entlastung des Aufsichtsrates, zu Interessenkonflikten führen. 
 
Der Landkreistag empfiehlt deshalb, ein Votum des Hauptausschusses zur 
Entlastung des Aufsichtsrates herbeizuführen.
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 21.02.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.5 Kommunalaufsicht und 
Feuerwehrwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/102
öffentlich
14.02.2017
Behrens, Klaus
Behrens, Klaus

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Änderung der Gesellschaftsverträge der WFG Infrastruktur GmbH, der 
WFG mbH & Co. KG sowie der WFG Verwaltungsgesellschaft mbH
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Beratung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, den in den der Vorlage beigefügten 
Synopsen dargestellten Änderungen der Gesellschaftsverträge der WFG 
Infrastruktur GmbH, der WFG mbH & Co. KG sowie der WFG 
Verwaltungsgesellschaft mbH zuzustimmen. 

Der Kreistag stimmt den in den der Vorlage beigefügten Synopsen dargestellten 
Änderungen der Gesellschaftsverträge der WFG Infrastruktur GmbH, der WFG mbH 
& Co. KG sowie der WFG Verwaltungsgesellschaft mbH zu. 

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

Entfällt

2. Sachverhalt: 

Das am 31. Juli 2015 in Kraft getretene „Transparenzgesetz“ und das am 29. Juli 
2016 in Kraft getretene „Gesetz zur Stärkung der Kommunalwirtschaft“ erfordern eine 
Überarbeitung der Gesellschaftsverträge der WFG Infrastruktur GmbH, der WFG 
mbH & Co. KG sowie der WFG Verwaltungsgesellschaft mbH. In § 102 Abs. 2 Ziff. 1-
8 Gemeindeordnung Schleswig-Holstein ist explizit festgelegt, welche Regelungen in 
die bestehenden Gesellschaftsverträge aufzunehmen sind, darunter u. a. die 
Veröffentlichungspflicht der Bezüge der Geschäftsführung sowie das Teilnahmerecht 
des gesetzlichen Vertreters des Kreises an Gesellschafterversammlungen. 
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Mit dem Geschäftsführer der WFG ist abgestimmt, dass die Änderung der 
Gesellschaftsverträge in die Gesellschafterversammlung am 19.06.2017 eingebracht 
wird.

Die in den einzelnen Gesellschaftsverträgen vorgesehenen Änderungen sind in den 
beigefügten Synopsen dargestellt. Bei der WFG Infrastruktur GmbH ist ergänzend 
auf die Änderung in § 7 Abs. 1 (Gesellschafterversammlung) hinzuweisen. Die in der 
GO „alter Fassung“ in § 104 Abs. 1 Satz 2 enthaltene beschränkende Regelung, 
wonach der Kreis in der Gesellschafterversammlung durch seine gesetzliche 
Vertreterin/seinen gesetzlichen Vertreter vertreten wird, wurde gestrichen. 
Maßgeblich ist nunmehr allein § 104 Abs. 1 Satz 1, wonach die Vertreterinnen und 
Vertreter des Kreises in Gesellschaften, an denen der Kreis unmittelbar oder 
mittelbar beteiligt ist, vom Kreistag bestellt werden. Damit ist eine gesonderte 
Regelung im Gesellschaftsvertrag entbehrlich.

Anlage/n: 
Synopse WFG Infrastruktur GmbH_21.02.2017
Synopse WFG mbH & Co. KG_17.02.2017
Synopse WFG Verwaltungsgesellschaft mbH_17.02.2017
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Aktuell gültiger Gesellschaftsvertrag der 

WFG Infrastruktur GmbH 

Erforderliche Änderungen gem. Gesetz 

zur Stärkung der Kommunalwirtschaft  

  

§ 1 Firma und Sitz unverändert 

§ 2 Gegenstand der Gesellschaft unverändert 

§ 3 Geschäftsjahr unverändert 

§ 4 Stammkapital, Stammeinlage unverändert 

§ 5 Aufgabenfinanzierung unverändert 

§ 6 Organe der Gesellschaft  unverändert 

§ 7 Gesellschafterversammlung  

(1) Der Gesellschafter Kreis Rendsburg-

Eckernförde wird in der Gesellschafterver-

sammlung durch einen von ihm bestellten 

Beauftragten vertreten. 

Absatz (1) streichen, da die entsprechende 

Regelung aus der GO entfernt wurde. 

(2) Die Gesellschafterversammlung wird in 

den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen oder 

wenn es die Geschäftslage erfordert von der 

Geschäftsführung einberufen. Die Einladung 

soll spätestens zwei Wochen vor der Ver-

sammlung unter Mitteilung der Tagesordnung 

ergehen. Der Einberufung der Gesellschafter-

versammlung bedarf es in Ausnahmefällen 

nicht, wenn die Geschäftsführung schriftliche 

Abstimmungen beantragt und wenn kein Ge-

sellschafter dem widerspricht. 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird in 

den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen oder 

wenn es die Geschäftslage erfordert von der 

Geschäftsführung einberufen. Die Einladung 

soll spätestens zwei Wochen vor der Ver-

sammlung unter Mitteilung der Tagesord-

nung ergehen. Der Einberufung der Gesell-

schafterversammlung bedarf es in Ausnah-

mefällen nicht, wenn die Geschäftsführung 

schriftliche Abstimmungen beantragt und 

wenn kein Gesellschafter dem widerspricht. 

Die gesetzliche Vertreterin / der gesetzliche 

Vertreter des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

ist berechtigt, an der Gesellschafterver-

sammlung teilzunehmen. 

§ 8 Aufgaben der Gesellschafterver-

sammlung 

unverändert 

§ 9 Aufsichtsrat  

(8) Die auf Veranlassung des Gesellschafters 

Kreis Rendsburg-Eckernförde gewählten oder 

entsandten Mitglieder haben bei ihrer Tätig-

keit das Interesse des Kreises im Rahmen der 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch die 

Gesellschafter zu verfolgen; sie sollen im Sin-

ne der Beschlüsse des Kreistages handeln. Sie 

sind dem Gesellschafter Kreis Rendsburg-

Eckernförde gegenüber auskunftspflichtig – 

die §§ 394 und 395 AktG gelten entsprechend 

– und weisungsgebunden; § 111 Abs. 5 AktG 

wird abbedungen. 

(8) Die auf Veranlassung des Gesellschafters 

Kreis Rendsburg-Eckernförde gewählten oder 

entsandten Mitglieder haben bei ihrer Tätig-

keit das Interesse des Kreises im Rahmen 

der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch 

die Gesellschaft zu verfolgen; sie sollen im 

Sinne der Beschlüsse des Kreistages han-

deln. Sie sind dem Gesellschafter Kreis 

Rendsburg-Eckernförde gegenüber aus-

kunftspflichtig – die §§ 394 und 395 AktG 

gelten entsprechend – und weisungsgebun-

den, zumindest bezüglich der Steuerung des 

Unternehmens zur Erreichung strategischer 

Ziele; § 111 Abs. 5 AktG wird abbedungen. 

  

§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates  

(3) In folgenden Fällen ist die Zustimmung 

des Aufsichtsrates erforderlich: 

 

c) Erwerb und Veräußerung von Beteiligun-

gen, 

(3) In folgenden Fällen ist die Zustimmung 

des Aufsichtsrates erforderlich: 

 

c) die unmittelbare oder mittelbare Grün-

dung von Gesellschaften, Genossenschaften 

oder anderen privatrechtlichen Vereinigun-

gen oder die Beteiligung an diesen oder de-

ren Gründung, die Erhöhung solcher Beteili-

gungen und die teilweise oder vollständige 

Veräußerung von derartigen Unternehmen 
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 neu: 

g) Stimmabgabe in Gesellschafterversamm-

lungen von Beteiligungsgesellschaften ohne 

eigenen Aufsichtsrat 

§ 11 Geschäftsführung und Vertretung unverändert 

§ 12 Wirtschaftsplan unverändert 

§ 13 Jahresabschluss und Prüfung  

 neu: 

(2) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 

gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 

285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 

(HGB) der Mitglieder der Geschäftsführung, 

des Aufsichtsrates oder anderer Organe der 

Gesellschaft mit Ausnahme der Gesellschaf-

terversammlung sind nach Maßgabe des § 

102 der Gemeindeordnung zu veröffentli-

chen, ferner unter Namensnennung die Be-

züge jedes einzelnen Mitglieds dieser Perso-

nengruppen unter Aufgliederung nach Kom-

ponenten im Sinne des § 285 Nummer 9 

Buchstabe a HGB; die individualisierte Aus-

weisungspflicht gilt auch für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall einer vorzeitigen Beendigung 

ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, und für 

deren Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall der regulären Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem 

Barwert sowie den von der Gesellschaft wäh-

rend des Geschäftsjahres hierfür aufgewand-

ten oder zurückgestellten Betrag unter An-

gabe der vertraglich festgelegten Altersgren-

ze, 

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte 

Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, 

das seine Tätigkeit im Laufe des Geschäfts-

jahres beendet hat, in diesem Zusammen-

hang zugesagt und im Laufe des Geschäfts-

jahres gewährt worden sind. 

§ 14 Dauer der Gesellschaft, Kündigung unverändert 

§ 15 Auflösung der Gesellschaft unverändert 

§ 16 Verfügung über Geschäftsanteile unverändert 

§ 17 Schlussbestimmungen unverändert 
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Aktuell gültiger KG-Vertrag der Wirt-

schaftsförderungsgesellschaft mbH & 

Co. KG 

Erforderliche Änderungen 

gem. Gesetz zur Stärkung 

der Kommunalwirtschaft 

§ 1 Firma und Sitz unverändert 

§ 2 Gegenstand der Gesellschaft unverändert 

§ 3 Beginn der Gesellschaft, Geschäfts-

jahr 

unverändert 

§ 4 Gesellschafter, Kapitalanteile und 

Einlagen 

unverändert 

§ 5 Gesellschafterkonten unverändert 

§ 6 Organe der Gesellschaft  unverändert 

§ 7 Gesellschafterversammlung  

(6) Die Gesellschafter bestimmen ihre Be-

vollmächtigten generell bis zum Widerruf und 

teilen die Namen der Bevollmächtigten in 

rechtsverbindlicher Form der Geschäftsfüh-

rung mit. 

(6) Die Gesellschafter bestimmen ihre 

Bevollmächtigten generell bis zum Wider-

ruf und teilen die Namen der Bevollmäch-

tigten in rechtsverbindlicher Form der 

Geschäftsführung mit. 

Die gesetzliche Vertreterin/der gesetzli-

che Vertreter des Kreises Rendsburg-

Eckernförde ist berechtigt, an der Gesell-

schafterversammlung teilzunehmen. 

  

§ 8 Aufgaben der Gesellschafterver-

sammlung 

 

g) Erwerb und Veräußerung von Beteiligun-

gen und  

g) die unmittelbare oder mittelbare 

Gründung von Gesellschaften, Genossen-

schaften oder anderen privatrechtlichen 

Vereinigungen oder die Beteiligung an 

diesen oder deren Gründung, die Erhö-

hung solcher Beteiligungen und die teil-

weise oder vollständige Veräußerung von 

derartigen Unternehmen, 

§ 9 Aufsichtsrat  

(8) Die auf Veranlassung des mittelbaren 

Gesellschafters Kreis Rendsburg-Eckernförde 

gewählten oder entsandten Mitglieder haben 

bei ihrer Tätigkeit das Interesse des Kreises 

im Rahmen der Erfüllung des öffentlichen 

Zwecks durch die Gesellschafter zu verfol-

gen; sie sollen im Sinne des Beschlüsse des 

Kreistages handeln. Sie sind dem mittelbaren 

Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernförde 

gegenüber auskunftspflichtig – die §§ 394 

und 395 AktG gelten entsprechend – und 

weisungsgebunden; § 111 Abs. 5 AktG wird 

abbedungen. 

(8) Die auf Veranlassung des mittelbaren 

Gesellschafters Kreis Rendsburg-

Eckernförde gewählten oder entsandten 

Mitglieder haben bei ihrer Tätigkeit das 

Interesse des Kreises im Rahmen der 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch 

die Gesellschaft zu verfolgen; sie sollen 

im Sinne des Beschlüsse des Kreistages 

handeln. Sie sind dem mittelbaren Ge-

sellschafter Kreis Rendsburg-Eckernförde 

gegenüber auskunftspflichtig – die §§ 

394 und 395 AktG gelten entsprechend – 

und weisungsgebunden, zumindest be-

züglich der Steuerung des Unternehmens 

zur Erreichung strategischer Ziele. § 111 

Abs. 5 AktG wird abbedungen. 

§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates unverändert 

§ 11 Geschäftsführung und Vertretung unverändert 

§ 12 Wirtschaftsplan unverändert 

§ 13 Jahresabschluss und Prüfung  

 neu: 

(2) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 

gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 

285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 
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(HGB) der Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung, des Aufsichtsrates oder anderer 

Organe der Gesellschaft mit Ausnahme 

der Gesellschafterversammlung sind nach 

Maßgabe des § 102 der Gemeindeord-

nung zu veröffentlichen, ferner unter 

Namensnennung die Bezüge jedes ein-

zelnen Mitglieds dieser Personengruppen 

unter Aufgliederung nach Komponenten 

im Sinne des § 285 Nummer 9 Buchstabe 

a HGB; die individualisierte Ausweisungs-

pflicht gilt auch für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitglie-

dern für den Fall einer vorzeitigen Been-

digung ihrer Tätigkeit zugesagt worden 

sind, und für deren Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitglie-

dern für den Fall der regulären Beendi-

gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden 

sind, mit ihrem Barwert sowie den von 

der Gesellschaft während des Geschäfts-

jahres hierfür aufgewandten oder zurück-

gestellten Betrag unter Angabe der ver-

traglich festgelegten Altersgrenze, 

3. während des Geschäftsjahres verein-

barte Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mit-

glied, das seine Tätigkeit im Laufe des 

Geschäftsjahres beendet hat, in diesem 

Zusammenhang zugesagt und im Laufe 

des Geschäftsjahres gewährt worden 

sind. 

§ 14 Gewinn- und Verlustverteilung unverändert 

§ 15 Einlage-/Entnahmerechte und -

pflichten 

unverändert 

§ 16 Dauer der Gesellschaft, Auflösung unverändert 

§ 17 Verfügung über Geschäftsanteile, 

Abtretung von Ansprüchen aus dem Ge-

sellschaftsverhältnis 

unverändert 

§ 18 Gründungsaufwand unverändert 

§ 19 Schlussbestimmungen unverändert 
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Aktuell gültiger Gesellschaftsvertrag 

der WFG Verwaltungsgesellschaft mbH 

Erforderliche Änderungen gem. Ge-

setz zur Stärkung der Kommunalwirt-

schaft  

§ 1 Firma und Sitz unverändert 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens unverändert 

§ 3 Beginn der Gesellschaft, Geschäfts-

jahr 

unverändert 

§ 4 Stammkapital, Gleichlaufklausel unverändert 

§ 5 Organe der Gesellschaft  unverändert 

§ 6 Gesellschafterversammlung  

(4) Die Gesellschafter bestimmen ihre Be-

vollmächtigten generell bis zum Widerruf 

und teilen die Namen der Bevollmächtigten 

in rechtsverbindlicher Form der Geschäfts-

führung mit.  

(4) Die Gesellschafter bestimmen ihre 

Bevollmächtigten generell bis zum Wider-

ruf und teilen die Namen der Bevollmäch-

tigten in rechtsverbindlicher Form der Ge-

schäftsführung mit. Die gesetzliche Vertre-

terin / der gesetzliche Vertreter des Krei-

ses Rendsburg-Eckernförde ist berechtigt, 

an der Gesellschafterversammlung teilzu-

nehmen. 

§ 7 Gesellschafterbeschlüsse  

 neu: 

(7) Die Gesellschafterversammlung ent-

scheidet außer in den gesetzlich vorge-

schriebenen Fällen über den Wirtschafts-

plan und über die unmittelbare oder mit-

telbare Gründung von Gesellschaften, Ge-

nossenschaften oder anderen privatrecht-

lichen Vereinigungen oder die Beteiligung 

an diesen oder deren Gründung, die Erhö-

hung solcher Beteiligungen und die teil-

weise oder vollständige Veräußerung von 

derartigen Unternehmen.  

 

§ 8 Geschäftsführung und Vertretung unverändert 

 neu: 

§ 9 Wirtschaftsplan 

(1) Die Geschäftsführung hat einen Wirt-

schaftsplan in sinngemäßer Anwendung 

der Vorschriften der Eigenbetriebsverord-

nung aufzustellen. Dieser umfasst insbe-

sondere den Erfolgsplan, den Vermögens-

plan und die Stellenübersicht. Dem Wirt-

schaftsplan ist ein fünfjähriger Finanzplan 

beizufügen. 

(2) Die Geschäftsführung hat den Wirt-

schaftsplan so rechtzeitig aufzustellen, 

dass die Gesellschafterversammlung ihn 

vor Beginn des Geschäftsjahres beschlie-

ßen kann. Die Pläne sind ferner rechtzeig 

vor Beschlussfassung dem Kreis Rends-

burg Eckernförde vorab zur Kenntnis zu 

geben. 

§ 9 Jahresabschluss, Prüfung und Er-

gebnisverwendung 

neu § 10 

 neu: 

(2) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 

gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 
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285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 

(HGB) der Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung, des Aufsichtsrates oder anderer Or-

gane der Gesellschaft mit Ausnahme der 

Gesellschafterversammlung sind nach 

Maßgabe des § 102 der Gemeindeordnung 

zu veröffentlichen, ferner unter Namens-

nennung die Bezüge jedes einzelnen Mit-

glieds dieser Personengruppen unter Auf-

gliederung nach Komponenten im Sinne 

des § 285 Nummer 9 Buchstabe a HGB; 

die individualisierte Ausweisungspflicht gilt 

auch für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitglie-

dern für den Fall einer vorzeitigen Beendi-

gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden 

sind, und für deren Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitglie-

dern für den Fall der regulären Beendi-

gung ihrer Tätigkeit zugesagt worden 

sind, mit ihrem Barwert sowie den von der 

Gesellschaft während des Geschäftsjahres 

hierfür aufgewandten oder zurückgestell-

ten Betrag unter Angabe der vertraglich 

festgelegten Altersgrenze, 

3. während des Geschäftsjahres verein-

barte Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mit-

glied, das seine Tätigkeit im Laufe des 

Geschäftsjahres beendet hat, in diesem 

Zusammenhang zugesagt und im Laufe 

des Geschäftsjahres gewährt worden sind. 

§ 10 Dauer der Gesellschaft, Auflösung neu § 11 ansonsten unverändert 

§ 11 Verfügung über Geschäftsanteile neu § 12 ansonsten unverändert 

§ 12 Gründungsaufwand neu § 13 ansonsten unverändert 

§ 13 Schlussbestimmungen neu § 14 ansonsten unverändert 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 21.02.2017

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.5 Kommunalaufsicht und 
Feuerwehrwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2017/104
öffentlich
17.02.2017
Behrens, Klaus
Behrens, Klaus

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Änderung der Gesellschaftsverträge der Abfallwirtschaftsgesellschaft 
Rendsburg-Eckernförde mbH, der AWR BioEnergie GmbH und der 
AWZ Betriebsgesellschaft mbH
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Beratung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag, den in den der Vorlage beigefügten 
Synopsen dargestellten Änderungen der Gesellschaftsverträge der 
Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-Eckernförde mbH, der AWR BioEnergie 
GmbH sowie der AWZ Betriebsgesellschaft mbH zuzustimmen. 

Der Kreistag stimmt den in den der Vorlage beigefügten Synopsen dargestellten 
Änderungen der Gesellschaftsverträge der Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-
Eckernförde mbH, der AWR BioEnergie GmbH sowie der AWZ Betriebsgesellschaft 
mbH zu. 

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

Entfällt

2. Sachverhalt: 

Das am 31. Juli 2015 in Kraft getretene „Transparenzgesetz“ und das am 29. Juli 
2016 in Kraft getretene „Gesetz zur Stärkung der Kommunalwirtschaft“ erfordern eine 
Überarbeitung der Gesellschaftsverträge der Abfallwirtschaftsgesellschaft 
Rendsburg-Eckernförde mbH, der AWR BioEnergie GmbH sowie der AWZ 
Betriebsgesellschaft mbH. In § 102 Abs. 2 Ziff. 1-8 Gemeindeordnung Schleswig-
Holstein ist explizit festgelegt, welche Regelungen in die bestehenden 
Gesellschaftsverträge aufzunehmen sind, darunter u. a. die Veröffentlichungspflicht 
der Bezüge der Geschäftsführung sowie das Teilnahmerecht des gesetzlichen 
Vertreters des Kreises an Gesellschafterversammlungen. 
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Mit dem Geschäftsführer der AWR ist abgestimmt, dass die Behandlung der 
Änderung der Gesellschaftsverträge in der Gesellschafterversammlung der AWR am 
28.06.2017 erfolgt.

Die in den einzelnen Gesellschaftsverträgen vorgesehenen Änderungen sind in den 
beigefügten Synopsen dargestellt.

Anlage/n: 

Synopse ABE_17.02.2017
Synopse AWR_17.02.2017
Synopse AWZ_21.02.2017
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Aktuell gültiger Gesellschaftsvertrag der 

AWR BioEnergie GmbH 

Erforderliche Änderungen gem. Gesetz 

zur Stärkung der Kommunalwirtschaft  

  

§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr unverändert 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens unverändert 

§ 3 Bekanntmachungen unverändert 

§ 4 Stammkapital unverändert 

§ 5 Übertragung und Belastung von Ge-

schäftsanteilen, Unterbeteiligung an Ge-

schäftsanteilen 

unverändert 

§ 6 Organe der Gesellschaft  unverändert 

§ 7 Geschäftsführung und Vertretung unverändert 

§ 8 Aufgaben der Geschäftsführung  

Die Geschäftsführung bedarf der vorherigen 

Zustimmung des Aufsichtsrats 

 

b) zur Gründung und Veräußerung von Toch-

tergesellschaften, Erwerb und Veräußerung 

von Beteiligungen 

Die Geschäftsführung bedarf der vorherigen 

Zustimmung des Aufsichtsrats 

 

c) zur unmittelbaren oder mittelbaren Grün-

dung von Gesellschaften, Genossenschaften 

oder anderen privatrechtlichen Vereinigun-

gen oder die Beteiligung an diesen oder de-

ren Gründung, die Erhöhung solcher Beteili-

gungen und die teilweise oder vollständige 

Veräußerung von derartigen Unternehmen 

§ 9 Aufsichtsrat  

 neu: 

(13) Die auf Veranlassung des Gesellschaf-

ters Kreis Rendsburg-Eckernförde gewählten 

oder entsandten Mitglieder haben bei ihrer 

Tätigkeit das Interesse des Kreises im Rah-

men der Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

durch die Gesellschaft zu verfolgen; sie sol-

len im Sinne der Beschlüsse des Kreistages 

handeln. Sie sind dem Gesellschafter Kreis 

Rendsburg-Eckernförde gegenüber aus-

kunftspflichtig – die §§ 394 und 395 AktG 

gelten entsprechend – und weisungsgebun-

den, zumindest bezüglich der Steuerung des 

Unternehmens zur Erreichung strategischer 

Ziele; 

§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates unverändert 

§ 11 Gesellschafterversammlung  

(1) Jährlich ist eine Gesellschafterversamm-

lung durchzuführen. Die Einladung erfolgt 

durch den Geschäftsführer mit einer Frist von 

zwei Wochen unter Angabe von Tagungsort, 

Tagungszeit und Tagesordnung sowie der Vor-

lage von Beschlussvorschlägen mit Begrün-

dung. Eine telekommunikative Übermittlung 

(§127 Abs. 2 BGB) genügt. Die Frist kann in 

dringenden Fällen gekürzt werden. 

(1) Jährlich ist eine Gesellschafterversamm-

lung durchzuführen. Die Einladung erfolgt 

durch den Geschäftsführer mit einer Frist von 

zwei Wochen unter Angabe von Tagungsort, 

Tagungszeit und Tagesordnung sowie der 

Vorlage von Beschlussvorschlägen mit Be-

gründung. Eine telekommunikative Übermitt-

lung (§127 Abs. 2 BGB) genügt. Die Frist 

kann in dringenden Fällen gekürzt werden. 

Die gesetzliche Vertreterin / der gesetzliche 

Vertreter des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

ist berechtigt, an der Gesellschafterver-

sammlung teilzunehmen. 

§ 12 Aufgaben der Gesellschafterver-

sammlung 

unverändert 

  

TOP 10.3



- 2 - 

 

§ 13 Beschlussfassung der Gesellschaf-

terversammlung 

unverändert 

§ 14 Finanzierungs- und Ausschüttungs-

politik 

unverändert 

§ 15 (neu) Wirtschaftsplan  

 Die Geschäftsführung stellt so rechtzeitig 

einen Wirtschaftsplan auf, dass der Auf-

sichtsrat ihn vor Beginn des Geschäftsjahres 

beschließen kann. Der Wirtschaftsplan ist in 

sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 

der Eigenbetriebsverordnung aufzustellen 

und umfasst insbesondere den Erfolgsplan, 

den Investitionsplan und die Stellenüber-

sicht. Dem Wirtschaftsplan ist ein fünfjähri-

ger Finanzplan beizufügen.  

 

§ 16 (neue Nr.) Planung, Jahresab-

schluss, Prüfung und Wirtschaftsgrund-

sätze 

 

 neu: 

(6) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 

gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 

285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 

(HGB) der Mitglieder der Geschäftsführung, 

des Aufsichtsrates oder anderer Organe der 

Gesellschaft mit Ausnahme der Gesellschaf-

terversammlung sind nach Maßgabe des § 

102 der Gemeindeordnung zu veröffentli-

chen, ferner unter Namensnennung die Be-

züge jedes einzelnen Mitglieds dieser Perso-

nengruppen unter Aufgliederung nach Kom-

ponenten im Sinne des § 285 Nummer 9 

Buchstabe a HGB; die individualisierte Aus-

weisungspflicht gilt auch für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall einer vorzeitigen Beendigung 

ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, und für 

deren Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall der regulären Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem 

Barwert sowie den von der Gesellschaft wäh-

rend des Geschäftsjahres hierfür aufgewand-

ten oder zurückgestellten Betrag unter An-

gabe der vertraglich festgelegten Altersgren-

ze, 

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte 

Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, 

das seine Tätigkeit im Laufe des Geschäfts-

jahres beendet hat, in diesem Zusammen-

hang zugesagt und im Laufe des Geschäfts-

jahres gewährt worden sind. 

§ 17 (neue Nr.) Einziehung von Ge-

schäftsanteilen 

unverändert 

§ 18 (neue Nr.) Einziehungsvergütung unverändert 

§ 19 (neue Nr.) Sonderkündigungsrecht 

und Änderung Beteiligungshöhe 

unverändert 
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§ 20 (neue Nr.) Dauer der Gesellschaft unverändert 
§ 21 (neue Nr.) Liquidation unverändert 
§ 22 (neue Nr.) Salvatorische Klausel unverändert 
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Aktuell gültiger Gesellschaftsvertrag der 

Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-

Eckernförde mbH 

Erforderliche Änderungen gem. Gesetz 

zur Stärkung der Kommunalwirtschaft  

  

§ 1 Firma, Sitz und Dauer der Gesell-

schaft 

unverändert 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens unverändert 

§ 3 Stammkapital, Stammeinlagen unverändert 

§ 4 Organe der Gesellschaft unverändert 

§ 5 Gesellschafterversammlung und –

beschlüsse 

 

(3) Jeder Gesellschafter ist mit einem Vertre-

ter in der Gesellschafterversammlung vertre-

ten. 

(3) Jeder Gesellschafter ist mit einem Vertre-

ter in der Gesellschafterversammlung vertre-

ten. Die gesetzliche Vertreterin / der gesetz-

liche Vertreter des Kreises Rendsburg-

Eckernförde ist berechtigt, an der Gesell-

schafterversammlung teilzunehmen. 

§ 6 Einberufung der Gesellschafterver-

sammlung 

unverändert 

§ 7 Aufgaben der Gesellschafterver-

sammlung 

unverändert 

§ 8 Aufsichtsrat  

 neu: 

(13) Die auf Veranlassung des Gesellschaf-

ters Kreis Rendsburg-Eckernförde gewählten 

oder entsandten Mitglieder haben bei ihrer 

Tätigkeit das Interesse des Kreises im Rah-

men der Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

durch die Gesellschaft zu verfolgen; sie sol-

len im Sinne der Beschlüsse des Kreistages 

handeln. Sie sind dem Gesellschafter Kreis 

Rendsburg-Eckernförde gegenüber aus-

kunftspflichtig – die §§ 394 und 395 AktG 

gelten entsprechend – und weisungsgebun-

den, zumindest bezüglich der Steuerung des 

Unternehmens zur Erreichung strategischer 

Ziele; 

§ 9 Aufgaben des Aufsichtsrats  

(5) Die Geschäftsführung bedarf der vorheri-

gen Zustimmung des Aufsichtsrates  

 

(c) zur Gründung und Veräußerung von Toch-

tergesellschaften, Erwerb und Veräußerung 

von Beteiligungen  

(5) Die Geschäftsführung bedarf der vorheri-

gen Zustimmung des Aufsichtsrates  

 

c) zur unmittelbaren oder mittelbaren Grün-

dung von Gesellschaften, Genossenschaften 

oder anderen privatrechtlichen Vereinigun-

gen oder die Beteiligung an diesen oder de-

ren Gründung, die Erhöhung solcher Beteili-

gungen und die teilweise oder vollständige 

Veräußerung von derartigen Unternehmen 

§ 10 Geschäftsführung und Vertretung unverändert 

§ 11 Wirtschaftsplan, Jahresabschluß 

und Lagebericht 

 

 neu: 

(5) Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 

gewährten Gesamtbezüge im Sinne des § 

285 Nummer 9 des Handelsgesetzbuches 

(HGB) der Mitglieder der Geschäftsführung, 

des Aufsichtsrates oder anderer Organe der 

Gesellschaft mit Ausnahme der Gesellschaf-
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terversammlung sind nach Maßgabe des § 

102 der Gemeindeordnung zu veröffentli-

chen, ferner unter Namensnennung die Be-

züge jedes einzelnen Mitglieds dieser Perso-

nengruppen unter Aufgliederung nach Kom-

ponenten im Sinne des § 285 Nummer 9 

Buchstabe a HGB; die individualisierte Aus-

weisungspflicht gilt auch für: 

1. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall einer vorzeitigen Beendigung 

ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, und für 

deren Voraussetzungen, 

2. Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall der regulären Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem 

Barwert sowie den von der Gesellschaft wäh-

rend des Geschäftsjahres hierfür aufgewand-

ten oder zurückgestellten Betrag unter An-

gabe der vertraglich festgelegten Altersgren-

ze, 

3. während des Geschäftsjahres vereinbarte 

Änderungen dieser Zusagen und 

4. Leistungen, die einem früheren Mitglied, 

das seine Tätigkeit im Laufe des Geschäfts-

jahres beendet hat, in diesem Zusammen-

hang zugesagt und im Laufe des Geschäfts-

jahres gewährt worden sind. 

§ 12 Gewinn und Verlust unverändert 

§ 13 Geschäftsanteile unverändert 

§ 14 Vorkaufsrecht unverändert 

§ 15 Einziehung von Geschäftsanteilen unverändert 

§ 16 Vergütung für Geschäftsanteile unverändert 

§ 17 Kündigung der Beteiligung unverändert 

§ 18 Geschäftsjahr unverändert 

§ 19 Schlußbestimmungen unverändert 

§ 20 Kosten unverändert 
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Aktuell gültiger Gesellschaftsvertrag der 

AWZ Betriebsgesellschaft mbH 

Erforderliche Änderungen gem. Gesetz 

zur Stärkung der Kommunalwirtschaft  

§ 1 Firma, Sitz  unverändert 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens unverändert 

§ 3 Stammkapital, Stammeinlage unverändert 

§ 4 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr unverändert 

§ 5 Gesellschaftsorgane unverändert 

§ 6 Gesellschafterversammlung  

 neu: 

(4) Die gesetzliche Vertreterin / der gesetzli-

che Vertreter des Kreises Rendsburg-

Eckernförde ist berechtigt, an der Gesell-

schafterversammlung teilzunehmen. 

§ 7 Aufgaben der Gesellschafterver-

sammlung 

unverändert 

§ 8 Aufsichtsrat  

 neu: 

(12) Die auf Veranlassung des Gesellschaf-

ters Kreis Rendsburg-Eckernförde gewählten 

oder entsandten Mitglieder haben bei ihrer 

Tätigkeit das Interesse des Kreises im Rah-

men der Erfüllung des öffentlichen Zwecks 

durch die Gesellschaft zu verfolgen; sie sol-

len im Sinne der Beschlüsse des Kreistages 

handeln. Sie sind dem Gesellschafter Kreis 

Rendsburg-Eckernförde gegenüber aus-

kunftspflichtig – die §§ 394 und 395 AktG 

gelten entsprechend – und weisungsgebun-

den, zumindest bezüglich der Steuerung des 

Unternehmens zur Erreichung strategischer 

Ziele; 

§ 9 Aufgaben des Aufsichtsrats unverändert 

§ 10 Geschäftsführung  

2. Die Geschäftsführung bedarf der vorherigen 

Zustimmung des Aufsichtsrates: 

 

c) zur Gründung und Veräußerung von Toch-

tergesellschaften, Erwerb und Veräußerung 

von Beteiligungen 

2. Die Geschäftsführung bedarf der vorheri-

gen Zustimmung des Aufsichtsrates: 

 

c) zur unmittelbaren oder mittelbaren Grün-

dung von Gesellschaften, Genossenschaften 

oder anderen privatrechtlichen Vereinigun-

gen oder die Beteiligung an diesen oder de-

ren Gründung, die Erhöhung solcher Beteili-

gungen und die teilweise oder vollständige 

Veräußerung von derartigen Unternehmen 

§ 11 (neu) Wirtschaftsplan  

 neu: 

§ 11 Wirtschaftsplan 

Die Geschäftsführung stellt so rechtzeitig 

einen Wirtschaftsplan auf, dass der Auf-

sichtsrat ihn vor Beginn des Geschäftsjahres 

beschließen kann. Der Wirtschaftsplan ist in 

sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 

der Eigenbetriebsverordnung aufzustellen 

und umfasst insbesondere den Erfolgsplan, 

den Investitionsplan und die Stellenüber-

sicht. Dem Wirtschaftsplan ist ein fünfjähri-

ger Finanzplan beizufügen.  

§ 12 (neue Nr.) Jahresabschluß neu § 12 
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1. Die Geschäftsführung hat innerhalb der 

gesetzlich vorgeschriebenen Fristen den Jah-

resabschluss aufzustellen. Es gilt das gesetzli-

che Gliederungsschema. Bilanzierung und Be-

wertung hat den gesetzlichen Vorschriften zu 

entsprechen. Der Jahresabschluß ist in einem 

Anhang zu erläutern. 

1. Die Geschäftsführung hat innerhalb der 

gesetzlich vorgeschriebenen Fristen den Jah-

resabschluss in Anwendung der Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 

für große Kapitalgesellschaften aufzustellen. 

Es gilt das gesetzliche Gliederungsschema. 

Bilanzierung und Bewertung hat den gesetz-

lichen Vorschriften zu entsprechen. Der Jah-

resabschluss ist in einem Anhang zu erläu-

tern. Die Prüfung des Jahresabschlusses er-

folgt nach den Vorschriften des Kommunal-

prüfungsgesetzes, soweit nicht eine Prüfung 

durch andere gesetzliche Vorschriften vorge-

schrieben ist. 

 neu: 

4. Den Gesellschaftern werden die Rechte 

nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz, dem 

Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rends-

burg-Eckernförde und dem Landesrech-

nungshof Schleswig-Holstein werden die in § 

54 Haushaltsgrundsätzegesetz vorgesehenen 

Befugnisse eingeräumt. 

 neu: 

5. Die für die Tätigkeit im Geschäftsjahr ge-

währten Gesamtbezüge im Sinne des § 285 

Nummer 9 des Handelsgesetzbuches (HGB) 

der Mitglieder der Geschäftsführung, des 

Aufsichtsrates oder anderer Organe der Ge-

sellschaft mit Ausnahme der Gesellschafter-

versammlung sind nach Maßgabe des § 102 

der Gemeindeordnung zu veröffentlichen, 

ferner unter Namensnennung die Bezüge 

jedes einzelnen Mitglieds dieser Personen-

gruppen unter Aufgliederung nach Kompo-

nenten im Sinne des § 285 Nummer 9 Buch-

stabe a HGB; die individualisierte Auswei-

sungspflicht gilt auch für: 

a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall einer vorzeitigen Beendigung 

ihrer Tätigkeit zugesagt worden sind, und für 

deren Voraussetzungen, 

b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern 

für den Fall der regulären Beendigung ihrer 

Tätigkeit zugesagt worden sind, mit ihrem 

Barwert sowie den von der Gesellschaft wäh-

rend des Geschäftsjahres hierfür aufgewand-

ten oder zurückgestellten Betrag unter An-

gabe der vertraglich festgelegten Altersgren-

ze, 

c) während des Geschäftsjahres vereinbarte 

Änderungen dieser Zusagen und 

d) Leistungen, die einem früheren Mitglied, 

das seine Tätigkeit im Laufe des Geschäfts-

jahres beendet hat, in diesem Zusammen-

hang zugesagt und im Laufe des Geschäfts-

jahres gewährt worden sind. 

§ 13 (neue Nr.) Schlußbestimmungen neu § 13 ansonsten unverändert 
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